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KURZE BEGRÜNDUNG

Gemäß der zweiten Postrichtlinie 2002/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 10. Juni 2002 hat die Europäische Kommission am 18. Oktober 2006 auf der Grundlage 
einer 2006 von PriceWaterhouseCoopers erstellten Studie1 einen Vorschlag für eine Richtlinie 
angenommen, mit der der Binnenmarkt der Postdienste der Gemeinschaft vollendet werden 
soll.

Der zentrale Vorschlag dieses Richtlinienentwurfs ist es, den „reservierten Bereich“ 
(Restmonopol), dessen Grenze bei 50 Gramm liegt, ab dem 1. Januar 2009 abzuschaffen.

Bei dieser letzten Etappe der Liberalisierung des Postwesens stellt sich vor allem die Frage 
nach der Finanzierung des Universaldienstes und eventueller zusätzlicher öffentlicher 
postalischer Dienstleistungsverpflichtungen.

I. Die beiden Hauptschwerpunkte des Vorschlags der Kommission

1. Die Vereinbarkeit der Liberalisierung mit der Finanzierung des Universaldienstes 
gewährleisten

Ø Der wesentliche Vorschlag der Kommission ist in den Bestimmungen des neuen Artikels 
7 enthalten, den sie in die Postrichtlinie einbringt:
— Der „reservierte Bereich“ wird ab dem 1. Januar 2009 abgeschafft (Absatz 1). 
— Eingeführt wird der Grundsatz, dass die Mitgliedstaaten, die dies wünschen, die 

Bereitstellung der Universaldienstleistungen im Rahmen des Wettbewerbs und der 
Einhaltung der geltenden Vorschriften für öffentliche Ausschreibungen (Absatz 2) 
sicherstellen können.

— Aufgestellt wird der Grundsatz, dass die Nettokosten der 
Universaldienstverpflichtungen evaluiert werden und unterschiedslos finanziert 
werden können (Absatz 3):
— durch staatliche Beihilfen, 
— durch einen Ausgleichsfonds, der womöglich durch eine von den Anbietern 

und/oder den Benutzern erhobene Gebühr zu finanzieren ist, oder 
— durch einen Mechanismus nach dem „Pay or play“-Prinzip, bei dem die Erteilung 

einer Genehmigung an Universaldienstverpflichtungen oder an die Finanzierung 
eines Ausgleichsfonds geknüpft wird.

Ø Im Vorschlag der Kommission werden ferner Verfahren zur Erteilung von Allgemein- und 
Einzelgenehmigungen vorgeschlagen, die an die Erfüllung von Grundanforderungen und 
Universaldienstverpflichtungen (Artikel 9), von transparentem und nicht 
diskriminierendem Zugang zum nachgelagerten Segment (Zustellung) der postalischen 
Infrastruktur (Artikel 11 a) sowie Regeln für die Trennung der Rechnungslegung und der 

  
1 „The impact on universal service of the full market accomplishment of the postal internal market in 2009“, 
PriceWaterhouseCoopers, 2006.
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Kostenrechnung zwischen gewerblichen Diensteanbietern und Universaldienstanbietern 
(Artikel 14) geknüpft werden.

Ø Der Vorschlag enthält Vorschriften für den Verbraucherschutz und die Bearbeitung von 
Beschwerden und Rechtsbehelfen (Artikel 19) und eine genaue Festlegung der Aufträge 
der nationalen Regulierungsbehörden (Artikel 22).

2. Die Finanzierung des Universaldienstes: ein Menü an Lösungen zur Auswahl durch 
die Mitgliedstaaten

Ø Anstelle des „reservierten Bereichs“ bietet die Kommission den Mitgliedstaaten (nach 
dem Subsidiaritätsprinzip) mehrere Arten von Finanzierung zur Auswahl:

— einen Ausgleichsfonds, der aus Abschöpfungen entweder von den neuen 
Marktteilnehmern oder von den Postsendungen gespeist wird;

— ein Genehmigungsverfahren, das einen rentablen und einen unrentablen Bereich 
beinhaltet;

— ein Verfahren nach dem „Pay or play“-Prinzip, das darin bestünde, nach Wahl 
entweder den Universaldienst zu finanzieren oder eine Gebühr zu entrichten, was
letztlich eine Mischung der beiden vorstehenden Verfahren bedeuten würde.

II. Neue Vorschläge des Berichterstatters

1. Erster Vorschlag: den „reservierten Bereich“ als eine der den Mitgliedstaaten 
vorgeschlagenen Arten der Finanzierung des Universaldienstes beibehalten

Die beiden von der Kommission in ihrem Richtlinienvorschlag angebotenen Arten der 
Finanzierung des Universaldienstes verdienen zwar eine eingehende Prüfung, aber es ist kein 
objektiver Grund erkennbar, aus dem die Option des „reservierten Bereichs“ ausgeschlossen 
werden sollte.

— Für keine der neuen Finanzierungsarten liegt der unabweisbare Beweis ihrer 
Überlegenheit gegenüber dem „reservierten Bereich“ vor, der von den Benutzern 
nicht in Frage gestellt wird, transparent, neutral, frei von staatlichen Beihilfen und 
in Bezug auf Transaktionskosten und Rechtsstreitigkeiten sparsam ist und generell 
von der volkswirtschaftlichen Theorie akzeptiert wird.

— Zweitens schließt die Wahrung der Subsidiarität bei der Wahl der Mittel zur 
Finanzierung des Universaldienstes aus, dass die Richtlinie eines dieser Mittel 
verwirft.

Während aus jüngsten wissenschaftlichen Studien1 eindeutig hervorgeht, dass nationale 
  

1 François Boldron, Denis Joram, Lise Martin und Bernard Roy: „From Size of the Box to the Costs of Universal 
Service Obligation: A Cross-Country Comparison“, in Liberalization of the Postal and Delivery Sector, hrsg. 
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Variablen wie die Topografie, die Bevölkerungsdichte und die Verbrauchsgewohnheiten im 
Bereich der Postdienste (durchschnittliche Zahl der je Einwohner zugestellten Postsendungen) 
erhebliche Abweichungen bei den Kosten der Erbringung desselben Universaldienstes 
bedingen, erscheint darin weniger der „reservierte Bereich“ anfechtbar, sondern vielmehr
seine Festlegung auf einen in allen Mitgliedstaaten einheitlichen Schwellenwert (derzeit 50 
Gramm).

Insofern besteht weder ein wirtschaftlicher noch ein rationeller Grund, den 
„reservierten Bereich“ aus den möglichen Arten der Finanzierung des postalischen 
Universaldienstes auszuklammern, da man seine Bereitstellungskosten in jedem 
Mitgliedstaat unter Berücksichtigung der vorstehend genannten nationalen Variablen 
genau berechnen kann.

2. Zweiter Vorschlag: die Schwelle der „reservierten Bereiche“ für jeden Mitgliedstaat 
dem Grundsatz der Kostenwahrheit und der Verhältnismäßigkeit der Schwellenwerte 
anpassen

Zwar erscheint es als üblich, dass den Mitgliedstaaten neue Arten von Instrumenten zur 
Finanzierung des Universaldienstes vorgeschlagen werden, aber bedauerlich ist,

Ø dass die Kommission sich nicht die Zeit für eine ernsthafte und unabhängige 
vergleichende Untersuchung ihrer Kosten und der beobachteten oder theoretischen 
Vorzüge der verschiedenen vorgeschlagenen Arten der Finanzierung des 
Universaldienstes einschließlich des „reservierten Bereichs“ nimmt;

Ø dass die Kommission zu keinem Zeitpunkt vorschlägt, die Schwelle für die „reservierten 
Bereiche“ den Kosten der Erbringung des Universaldienstes in den einzelnen 
Mitgliedstaaten, die in verschiedenen wissenschaftlichen Arbeiten1 berechnet worden 
sind, anzupassen, damit diese Finanzierungsart von den Übermaßen an monopolistischen 
Stellungen und Wettbewerbsverzerrungen, die sie derzeit in Ermangelung einer 
Ausrichtung an den tatsächlichen Kosten mit sich bringt, befreit wird.

Folglich schlägt der Verfasser vor:

1. in Artikel 7 den „reservierten Bereich“ vorbehaltlich seiner Ausrichtung an den 
tatsächlich entstehenden Kosten der Erbringung des so genannten Universaldienstes in 
den Mitgliedstaaten wieder als eine der den Mitgliedstaaten vorgeschlagenen 
Arten der Finanzierung des Universaldienstes einzuführen;

2. die Kommission zu einer präzisen und vergleichenden Prüfung der 
verschiedenen Finanzierungsarten auf der Grundlage einer unabhängigen Studie 

    
von Michael A. Crew und Paul R. Kleindorfer, Edward Elgar, 2006.

1 François Boldron, Denis Joram, Lise Martin und Bernard Roy: „From Size of the Box to the Costs of Universal 
Service Obligation: A Cross-Country Comparison“, in Liberalization of the Postal and Delivery Sector, hrsg. 
von Michael A. Crew und Paul R. Kleindorfer, Edward Elgar, 2006.
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aufzufordern, die sich auf eine vergleichende Prüfung der verschiedenen weltweit 
existierenden Finanzierungsmechanismen stützt und bis zum 1. Januar 2009 fertig zu 
stellen ist;

3. auf der Grundlage der Schlussfolgerungen dieser Studie einen Vorschlag zur 
völligen Liberalisierung des Binnenmarktes für Postdienste auszuarbeiten, in 
dem entweder die Auswahl zwischen verschiedenen Arten der Finanzierung des 
Universaldienstes oder die Festlegung einer dieser Arten vorgeschlagen wird.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Verkehr und Fremdenverkehr, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Entwurf einer legislativen Entschließung

Vorschlag der Kommission1 Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
TITEL

Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 
97/67/EG über die Vollendung des 
Binnenmarktes für Postdienste

Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 
97/67/EG über die Vollendung des 
Binnenmarktes für Postdienste und zur 
Finanzierung der postalischen 
Universaldienstverpflichtungen

Begründung

Der Verfasser geht davon aus, dass die Vereinbarkeit der Finanzierung der 
Universaldienstverpflichtungen mit der Vollendung des Binnenmarktes für Postdienste der 
zentrale Gegenstand dieses Vorschlags ist und folglich im Titel des Vorschlags genannt 
werden muss.

Änderungsantrag 2
ERWÄGUNG 7

(7) In Übereinstimmung mit der Richtlinie 
97/67/EG wurde in einer Prospektivstudie 
für jeden Mitgliedstaat die Auswirkung der 
Vollendung des Binnenmarktes für 
Postdienste im Jahre 2009 auf den 

(7) In Übereinstimmung mit der Richtlinie 
97/67/EG wurde in einer Prospektivstudie 
für jeden Mitgliedstaat die Auswirkung der 
Vollendung des Binnenmarktes für 
Postdienste im Jahre 2009 auf den 

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Universaldienst ermittelt. Die Kommission 
hat ferner eine eingehende Untersuchung 
des Postsektors der Gemeinschaft 
durchgeführt, Studien zur wirtschaftlichen, 
sozialen und technologischen Entwicklung 
in diesem Sektor in Auftrag gegeben und 
intensive Konsultationen mit den 
Interessengruppen durchgeführt.

Universaldienst ermittelt. Bis zum 1. Januar 
2009 sollte die Kommission eine 
vergleichende und bewertende 
Untersuchung durchführen und einen 
Bericht über die Kosten und Vorteile der 
verschiedenen in Frage kommenden 
Verfahren zur Finanzierung der 
postalischen 
Universaldienstverpflichtungen vorlegen.

Begründung

In den von der Kommission durchgeführten Untersuchungen wurden die Auswirkungen der 
einzelnen in dieser Richtlinie vorgeschlagenen Arten der Finanzierung des Universaldienstes, 
von denen einige wie der Ausgleichsfonds in Italien oder die öffentliche Ausschreibung in 
Finnland den Beweis ihrer Effizienz mit Blick auf den Binnenmarkt für Postdienste schuldig 
geblieben sind, nicht geprüft. Um erneute Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, erscheint 
es wünschenswert, die Auswirkungen dieser verschiedenen Instrumente, insbesondere was 
Neutralität, Transparenz, Rechtsstreitigkeiten und staatliche Beihilfen anbelangt, zu prüfen.

Änderungsantrag 3
ERWÄGUNG 8

(8) Laut der Prospektivstudie kann das 
grundlegende Ziel der dauerhaft 
garantierten Bereitstellung des 
Universaldienstes in der von den 
Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 
97/67/EG festgelegten Qualität bis 2009 in 
der gesamten Gemeinschaft ohne die 
Notwendigkeit eines reservierten Bereichs 
erreicht werden.

entfällt

Begründung

Der Verfasser geht davon aus, dass es die derzeitigen Daten nicht zulassen, den reservierten 
Bereich als eine von mehreren in den Mitgliedstaaten bestehenden Finanzierungsarten ohne 
Willkür auszuklammern, selbst wenn dafür an ihm gewisse Verbesserungen vorgenommen 
werden müssten.

Änderungsantrag 4
ERWÄGUNG 9

(9) Die stufenweise und kontrollierte 
Liberalisierung des Postmarktes hat den 

entfällt
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Anbietern des Universaldienstes 
ausreichend Zeit für die notwendigen 
Modernisierungs- und 
Umstrukturierungsmaßnahmen gelassen, 
um unter den neuen Marktbedingungen 
ihre wirtschaftliche Lebensfähigkeit 
langfristig zu gewährleisten, und hat es den 
Mitgliedstaaten ermöglicht, ihre 
Regulierungssysteme an ein offeneres 
Umfeld anzupassen. Die Mitgliedstaaten 
können nun die Gelegenheit der 
Übergangsfrist sowie den für die 
Einführung des effektiven Wettbewerbs 
erforderlichen langen Zeitraum nutzen, um 
bei Bedarf weitere Modernisierungs- und 
Umstrukturierungsmaßnahmen auf Ebene 
der Universaldienstanbieter 
durchzuführen.

Begründung

Nach den Anhängen der Studie von PriceWaterhouseCoopers von 2006 zu urteilen sind die 
Situationen in den einzelnen Staaten offenbar äußerst unterschiedlich. Bestimmte Betreiber 
stoßen bei dem Bemühen, sämtliche für die Anpassung an die Marktöffnung notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, auf Schwierigkeiten. Zu berücksichtigen ist insbesondere, dass die 
Postbetreiber der Beitrittsländer nicht den gleichen Grad der Vorbereitung wie diejenigen 
der anderen Mitgliedstaaten erreicht haben.

Änderungsantrag 5
ERWÄGUNG 10

(10) Die Prospektivstudie hat ergeben, dass 
die Finanzierung des Universaldienstes nicht 
mehr vorzugsweise durch einen 
reservierten Bereich gewährleistet werden 
sollte. Diese Bewertung berücksichtigt das 
Interesse der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten an der Vollendung des 
Binnenmarktes und seinem Potenzial für 
Wachstum und Beschäftigung sowie an der 
Gewährleistung der Verfügbarkeit eines 
effizienten Dienstes von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse für alle Nutzer.
Daher sollte der 1. Januar 2009 als Datum 
für die Vollendung des Binnenmarktes für 
Postdienste bestätigt werden.

(10) Die Prospektivstudie hat ergeben, dass 
ein reservierter Bereich nicht das einzige 
Mittel zur Finanzierung des 
Universaldienstes darstellt. Diese 
Bewertung berücksichtigt das Interesse der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten an 
der Vollendung des Binnenmarktes und 
seinem Potenzial für Wachstum und 
Beschäftigung sowie an der Gewährleistung 
der Verfügbarkeit eines effizienten Dienstes 
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 
für alle Nutzer.
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Begründung

Der Verfasser geht davon aus, dass es weder die derzeitigen Daten noch die 
volkswirtschaftliche Theorie zulassen, den reservierten Bereich als eine der in den 
Mitgliedstaaten bestehenden Finanzierungsarten auszuklammern. Diese von den Benutzern 
nicht in Frage gestellte Finanzierungsart hat es bereits jetzt ermöglicht, ein hohes Maß an 
Universaldienst in Europa zu gewährleisten, und stellt eine einzigartige und robuste 
Finanzierungsregel ohne Zuhilfenahme staatlicher Beihilfen dar.

Änderungsantrag 6
ERWÄGUNG 12

(12) Eine vollständige Marktöffnung wird 
zur Erweiterung des Gesamtumfangs der 
Postmärkte beitragen, sie wird auch die 
Erhaltung dauerhafter und qualifizierter 
Arbeitsplätze bei den 
Universaldienstanbietern und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze bei anderen 
Betreibern, neuen Marktteilnehmern sowie 
in den Wirtschaftszweigen im Umfeld des 
Postsektors erleichtern. Diese Richtlinie 
berührt nicht die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für die Regulierung der 
Beschäftigungsbedingungen im Sektor der 
Postdienste.

entfällt

Begründung

In seiner Entschließung vom 2. Februar 2006 hat das Europäische Parlament festgestellt, 
„dass die Auswirkungen der Reformen auf die Qualität, Effizienz und Kundenausrichtung 
[…] noch im Detail analysiert werden müssen und dass die Öffnung der Postdienste für den 
Wettbewerb nicht immer zur Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen im Postsektor 
geführt hat“. Die Anhänge der Studie von PriceWaterhouseCoopers von 2006 zur Lage in den 
einzelnen Mitgliedstaaten belegen, dass diese von Staat zu Staat Unterschiede aufweist.

Änderungsantrag 7
ERWÄGUNG 17

(17) Aufgrund der Ergebnisse der Studien 
und mit Blick auf die Erschließung des 
vollen Potenzials des Binnenmarktes für 
Postdienste sollte das Instrument des 
reservierten Bereichs und der besonderen 
Rechte zur Sicherung der Finanzierung des 

(17) Der „reservierte Bereich“ hat sich als 
wirksames Mittel erwiesen, um ohne 
Rückgriff auf staatliche Beihilfen, in 
völliger Transparenz, auf einheitliche, 
einfache und europaweit harmonisierte 
Weise und ohne Transaktionskosten, 
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Universaldienstes nicht mehr zugelassen 
werden.

Prozesskosten und nicht bedachte 
Streitigkeiten hervorzurufen die 
Finanzierung des postalischen 
Universaldienstes zu gewährleisten; es 
besteht kein objektiver und vernünftiger 
Grund, ihn aus dem Spektrum der den 
Mitgliedstaaten zur Finanzierung des 
Universaldienstes vorgeschlagenen Mittel 
auszuklammern.

Begründung

Der Verfasser geht davon aus, dass es weder die derzeitigen Daten noch die 
volkswirtschaftliche Theorie zulassen, den reservierten Bereich als eine der in den 
Mitgliedstaaten bestehenden Finanzierungsarten auszuklammern. Diese von den Benutzern 
nicht in Frage gestellte Finanzierungsart hat es bereits jetzt ermöglicht, ein hohes Maß an 
Universaldienst in Europa zu gewährleisten, und stellt eine einzigartige und robuste 
Finanzierungsregel ohne Zuhilfenahme staatlicher Beihilfen dar.

Änderungsantrag 8
ERWÄGUNG 17 A (neu)

(17a) Durch den „reservierten Bereich“ 
werden Wettbewerbsverzerrungen oder 
eventuelle monopolistische Stellungen nur 
hervorgerufen, solange er in keinem 
vernünftigen Verhältnis zu den 
tatsächlichen Kosten der Bereitstellung des 
Universaldienstes in jedem Mitgliedstaat 
steht. Folglich müsste vorgeschlagen 
werden, seinen Schwellenwert im 
Verhältnis zu den entstehenden Kosten 
festzulegen und entsprechend anzupassen.

Begründung

Der Verfasser regt an, die Schwelle des „reservierten Bereichs“ gemäß der in verschiedenen 
wissenschaftlichen Studien vorgeschlagenen Methode den Kosten der Bereitstellung des 
Universaldienstes in den einzelnen Mitgliedstaaten anzupassen. Diese Art der Finanzierung 
wäre somit von den Übermaßen an monopolistischen Stellungen und 
Wettbewerbsverzerrungen befreit, die sie derzeit in Ermangelung einer Ausrichtung an den 
Kosten mit sich bringt.

Änderungsantrag 9
ERWÄGUNG 17 B (neu)
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(17b) Die Wirtschaftswissenschaft vermag 
nunmehr die Kosten des Universaldienstes 
aufgrund von nationalen Variablen wie der 
Bevölkerungsdichte, dem Verbrauch im 
Bereich der Postdienste oder der 
Topografie zuverlässig zu berechnen.

Begründung

In jüngsten wissenschaftlichen Studien wurde eine Methode zur Berechnung der Kosten der 
Bereitstellung des Universaldienstes vorgeschlagen.

Änderungsantrag 10
ERWÄGUNG 18

(18) In einigen Mitgliedstaaten kann noch 
eine externe Finanzierung der restlichen 
Nettokosten des Universaldienstes 
erforderlich sein. Daher sollte genau 
festgelegt werden, welche Optionen für die 
Finanzierung des Universaldienstes möglich 
sind, soweit dies notwendig und angemessen 
gerechtfertigt ist, wobei aber die 
Entscheidung über die jeweils verwendeten 
Finanzierungsmechanismen den 
Mitgliedstaaten überlassen werden sollte. Zu 
diesen Optionen gehören öffentliche 
Ausschreibungen und — wenn die 
Universaldienstverpflichtungen zu 
Nettokosten für den Universaldienst führen, 
die eine unverhältnismäßige Belastung für 
das benannte Unternehmen darstellen —
öffentliche Ausgleichsleistungen und 
transparente Kostenteilung zwischen den 
Diensteanbietern und/oder Nutzern in Form 
von Beiträgen zu einem Ausgleichsfonds.
Die Mitgliedstaaten können andere vom 
Gemeinschaftsrecht vorgesehene 
Finanzierungsmodelle festlegen, wie zum 
Beispiel die Möglichkeit, dass die Gewinne 
aus anderen Tätigkeiten des/der 
Universaldienstanbieter/s außerhalb des 
Universaldienstes ganz oder teilweise zur 
Finanzierung der Nettokosten des 
Universaldienstes herangezogen werden, 
sofern sie mit dieser Richtlinie vereinbar 

(18) In einigen Mitgliedstaaten kann noch 
eine externe Finanzierung der restlichen 
Nettokosten des Universaldienstes 
erforderlich sein. Daher sollte genau 
festgelegt werden, welche Optionen für die 
Finanzierung des Universaldienstes möglich 
sind, soweit dies notwendig und angemessen 
gerechtfertigt ist, wobei aber die 
Entscheidung über die jeweils verwendeten 
Finanzierungsmechanismen den 
Mitgliedstaaten überlassen werden sollte. Zu 
diesen Optionen gehören unter anderem
öffentliche Ausschreibungen und — wenn 
die Universaldienstverpflichtungen zu 
Nettokosten für den Universaldienst führen, 
die eine unverhältnismäßige Belastung für 
das benannte Unternehmen darstellen —
öffentliche Ausgleichsleistungen und 
transparente Kostenteilung zwischen den 
Diensteanbietern und/oder Nutzern in Form 
von Beiträgen zu einem Ausgleichsfonds. 
Die Mitgliedstaaten können andere vom 
Gemeinschaftsrecht vorgesehene 
Finanzierungsmodelle festlegen, wie zum 
Beispiel die Möglichkeit, dass die Gewinne 
aus anderen Tätigkeiten des/der 
Universaldienstanbieter/s außerhalb des 
Universaldienstes ganz oder teilweise zur 
Finanzierung der Nettokosten des 
Universaldienstes herangezogen werden, 
sofern sie mit dieser Richtlinie vereinbar 
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sind. sind.

Begründung

Zwar erscheint es als üblich, dass die Kommission den Mitgliedstaaten neue Arten von 
Instrumenten zur Finanzierung des Universaldienstes vorschlägt, aber es besteht weder ein 
wirtschaftlicher noch einen rationeller Grund, den „reservierten Bereich“ aus den möglichen 
Arten der Finanzierung auszuklammern.

Änderungsantrag 11
ARTIKEL 1 NUMMER 8

Artikel 7 Absatz 1 (Richtlinie 97/67/CE)

1. Ab dem 1. Januar 2009 gewähren die 
Mitgliedstaaten für die Einrichtung und die 
Erbringung von Postdienste keine 
ausschließlichen oder besonderen Rechte 
mehr und erhalten diese auch nicht mehr 
aufrecht. Die Mitgliedstaaten können die 
Bereitstellung der 
Universaldienstleistungen durch eines oder 
mehrere der in den Absätzen 2, 3 und 4 
genannten Verfahren oder in Einklang mit 
anderen mit dem EG-Vertrag vereinbaren 
Verfahren finanzieren.

1. Bis zum 1. Januar 2009 führt die 
Kommission eine vergleichende und 
bewertende Untersuchung durch und legt 
einen Bericht über die Kosten und Vorteile 
der verschiedenen Verfahren zur 
Finanzierung der postalischen 
Universaldienstverpflichtungen vor, die 
unter den in den Absätzen 2, 3 und 4 
genannten Verfahren in Frage kommen, der 
es ermöglicht, ihre Auswirkungen in Bezug 
auf Neutralität, Transparenz, 
Rechtsstreitigkeiten und staatliche 
Beihilfen zu prüfen.

Begründung

Gemäß Artikel 1 der Richtlinie 2002/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
sollte die Kommission eine Prospektivstudie erstellen, in der für jeden Mitgliedstaat bewertet 
wird, welche Auswirkungen die Vollendung des Binnenmarkts für Postdienste im Jahr 2009 
auf den Universaldienst haben wird. In dieser Studie muss sie insbesondere anhand der in 
Europa und anderswo auf der Welt gemachten Erfahrungen eine Kosten-Nutzen-Bilanz der 
einzelnen vorgeschlagenen Finanzierungsmechanismen ziehen.

Änderungsantrag 12
ARTIKEL 1 NUMMER 8

Artikel 7 Absatz 2 (Richtlinie 97/67/EG)

2. Die Mitgliedstaaten können die 
Bereitstellung der Universaldienstleistungen 
nach den geltenden Vorschriften für 
öffentliche Ausschreibungen sicherstellen.

2. Die Mitgliedstaaten stellen die 
Bereitstellung der Universaldienstleistungen 
nach den geltenden Vorschriften für 
öffentliche Ausschreibungen sicher.
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Begründung

Der Verfasser betont, dass die Mitgliedstaaten sich unabhängig von der gewählten Art der 
Finanzierung dazu verpflichten müssen, die Bereitstellung der Universaldienstleistungen 
sicherzustellen.

Änderungsantrag 13
ARTIKEL 1 NUMMER 8

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b a (neu) (Richtlinie 97/67/EG)

ba) einen Schwellenwert für 
ausschließliche Rechte festlegen, der zu 
den Kosten, die jedem Mitgliedstaat durch 
die Bereitstellung der postalischen 
Universaldienstverpflichtungen entstehen, 
in einem angemessenen Verhältnis steht;

Begründung

Der „reservierte Bereich“ ermöglicht es derzeit, nach einer einzigartigen und robusten 
Finanzierungsregel ohne Rückgriff auf staatliche Beihilfen ein hohes Maß an Universaldienst 
in Europa zu gewährleisten. Folglich schlägt der Verfasser vor, den „reservierten Bereich“ 
vorbehaltlich der Anpassung seines Schwellenwerts an die Kosten der Erbringung des 
Universaldienstes in den einzelnen Mitgliedstaaten wieder als eine der den Mitgliedstaaten 
vorgeschlagenen Arten der Finanzierung des Universaldienstes einzuführen.


